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Umsetzung des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) 

Ausbau der Betreuungsplätze für unterdreijährige Kinder

in Kindertageseinrichtungen

Nach § 21 Abs. 5 KiBiz werden für den schrittweisen Ausbau von Plät-

zen für unterdreijährige Kinder in Kindertageseinrichtungen unter Be-
rücksichtigung der in der Anlage zu § 19 Abs. 1 genannten Planungs-
daten durch das Haushaltsgesetz jährlich Höchstgrenzen festgelegt. 

Der Haushaltsgesetzgeber hat diese Höchstgrenze durch das Haus-
haltsgesetz 2008, Einzelplan 15, mit 38,9 Mio. € auf der Basis von 

34.000 Plätzen in Kindertageseinrichtungen festgesetzt.

Nach dem Ergebnis der von den Landesjugendämtern in meinem Auf-

trag und in Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbänden
durchgeführten Abfrage zum 15. Dezember 2007 ist diese Höchst-
grenze durch die von den Jugendämtern geplante und haushalterisch

abgesicherte Ausbauplanung zum 31. August 2008 erheblich über-
schritten.

Mit dem Kinderbildungsgesetz verbindet die Landesregierung das poli-
tische Ziel des deutlichen Ausbaus der Betreuungsplätze für unterdrei-
jährige Kinder. Deshalb hat die Landesregierung beschlossen, das

große Engagement der Kommunen bei der Schaffung eines bedarfs-
gerechten Angebots durch die Aufstockung des im Haushaltsgesetz
vorgegebenen Rahmens auf 44.600 Plätze zum Kindergartenjahr

2008/2009 zu unterstützen.
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zes 2008 in den Landtag einbringen, durch die sichergestellt werden 
soll, dass die gemeldeten, haushalterisch abgesicherten Planungszah-
len der Jugendämter durch das Land bezuschusst werden können.

Damit kann gewährleistet werden, dass die Jugendämter ihre Aus-
baupläne auf der Grundlage des gemeldeten und haushalterisch ab-

gesicherten Bedarfs umsetzen können.

Daher weise ich - vorbehaltlich der Entscheidung des Landtags über

den Nachtragshaushalt - über die verbindliche Zuteilung der 34.000 
Plätze hinaus, auch die Plätze zu, die mir seitens der Jugendämter
als für den Ausbau zum 31.08.2008 geplant und haushalterisch abge-

sichert mit der o. g. Abfrage gemeldet worden sind. Lediglich in weni-
gen Fällen war den örtlichen Trägern eine haushalterische Absiche-
rung nicht möglich. Dennoch habe ich auch diese Kommunen bei der 

Zuweisung der Plätze mit 75 % der sich aus der Differenz der Pla-
nungsdaten zur amtlichen Statistik ergebenden Abweichung berück-
sichtigt.

Nehmen dabei im Laufe des Jahres verschiedene Kinder einen Platz 
in Anspruch, so können die auf jedes Kind entfallenden Anteile der 

Kindpauschale zu einem Platz addiert werden.

Angesichts der in jüngster Zeit in diesem Zusammenhang aufgetrete-

nen Debatte über den "hineinwachsenden Jahrgang" will ich klarste l-
len,  dass ich keine Einwendungen dagegen erhebe, wenn Kinder, die 
- unbeschadet der in § 19 IV KiBiz getroffenen Stichtagsregelung - bei

ihrem Eintritt in die Kindertageseinrichtung tatsächlich drei Jahre alt 
sind,  im Rahmen der Entscheidung der örtlichen Jugendhilfeplanung
als Dreijährige der Gruppenform III oder der Gruppenform I zugeord-

net werden.

Zugleich bitte ich zu beachten, dass gerade in dieser Altersgruppe die 

Betreuungszeiten so gestaltet werden sollten, dass dem tatsächlichen 
Bedarf des Kindes entsprochen wird.
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gen der letzten Wochen tatsächlich nicht mehr in vollem Umfang be-
nötigen sollte, dann bitte ich einen Ausgleich mit den Nachforderungen 
der Jugendämter vorzunehmen, die tatsächlich einen höheren Bedarf 

haben. Voraussetzung für diesen Ausgleich ist, dass der nunmehr 
gemeldete höhere Bedarf durch Beschluss des Jugendhilfeausschus-
ses haushalterisch abgesichert ist. Wenn in Ihrem Bezirk für einen 

solchen Ausgleich nicht genügend Plätze von anderen Jugendämtern 
zurückgegeben werden, dann bin ich auch damit einverstanden, wenn 
zwischen den beiden Landesjugendamtsbezirken ein Ausgleich vor-

genommen wird.

Mit dem Kinderbildungsgesetz wird die Landesregierung die Kommu-

nen erstmalig auch beim Ausbau der Plätze in der Kindertagespflege 
finanziell unterstützen. Die zum 15. Dezember 2007 auch für diesen 
Bereich durchgeführte Abfrage hat zum Ergebnis geführt, dass sich

die beabsichtigten haushalterisch abgesicherten Ausbauzahlen im
Rahmen der vom Haushaltsgesetzgeber festgelegten Höchstgrenze 
von 18.000 Plätzen für die Betreuung Unterdreijähriger in der Kinder-

tagespflege bewegen.

Daher bitte ich Sie, die Verteilung der Betreuungsplätze für Unterdrei-

jährige in der Kindertagespflege auf der Basis der von den Jugendäm-
tern zum 31. August 2008 gemeldeten haushalterisch gesicherten
Plätze auf die einzelnen Jugendämter vorzunehmen. Die Jugendäm-

ter, die bislang keine haushalterisch gesicherten Plätze gemeldet ha-
ben, sollen diese Meldung kurzfristig nachholen.  Damit ist gewährleis-
tet, dass die Jugendämter auch im Bereich der Kindertagespflege den 

bedarfsgerechten Ausbau auf der Grundlage des gemeldeten und 
haushalterisch abgesicherten Bedarfs von Betreuungsplätzen für un-
terdreijährige Kinder vornehmen können.

Bei der Verteilung ist darauf zu achten, dass die nach § 21 Abs. 5 Ki-
Biz durch das Haushaltsgesetz festgelegte Höchstgrenze von 18.000 

Plätzen für unterdreijährige Kinder in der Kindertagespflege nicht ü-
berschritten wird. 
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Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege jedes einzelne 
Jugendamt in Ihrem Bezirk erhalten hat.

Ich bitte, den Jugendämtern Ihres Landesteils den Inhalt dieses Erlas-
ses unverzüglich in geeigneter Form zur Kenntnis zu geben.

Im Auftrag

gez. Klaus Schäfer


